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1. Was bleibt vom organisierten Antifaschismus der DDR?

Die Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-
Diktatur in Deutschland“ hat in einer Anhörung die legitimatorische Funktion
des Antifaschismus für die Herrschaft der SED in der DDR diskutiert.1 Die
Partei organisierte den Antifaschismus in der DDR mit Hilfe von Interessen-
gemeinschaften der Widerstandskämpfer und Opfer der nationalsozialistischen
Diktatur und Nationalen Mahn- und Gedenkstätten (NMG) an authentischen
Orten. Aber dieses Geflecht von Trägern der antifaschistischen Integrationsi-
deologie wurde von der Kommission nicht untersucht. Es waren aber gerade
die Lagerarbeitsgemeinschaften und die Mitarbeiter der Nationalen Mahn- und
Gedenkstätten, aus deren Reihen versucht wurde, den Geist des DDR-Antifa-
schismus in die „neue Zeit“ hinüberzutragen.

1 Vgl. Materialien der Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-
Diktatur in Deutschland“, hrsg. vom Deutschen Bundestag, Bd. III/1, S. 95-201, Baden-Baden 1995
(künftig: Materialien).
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So nahm an der gemeinsam mit dem Innenausschuß des Bundestages durchge-
führten öffentlichen Anhörung zur „Beteiligung des Bundes an Mahn- und
Gedenkstätten“ in Sachsenhausen2 der „Interessenverband ehemaliger Teil-
nehmer am antifaschistischen Widerstand, Verfolgter des Naziregimes und
Hinterbliebener (IVVdN) e.V.“ teil und gab seine Stellungnahme ab.3 Der
IVVdN ist aus dem Komitee der antifaschistischen Widerstandskämpfer
(KdAW) der DDR hervorgegangen. Dessen zentrale Leitung beschloß auf sei-
ner Tagung am 25. Januar 1990, das Komitee in einen eingetragenen Verein zu
überführen. Vorsitzender des neuen Vorstandes wurde vorübergehend Peter
Florin, der als Sohn des KPD-Politbüromitgliedes Wilhelm Florin mit seinen
Eltern 1933 aus Deutschland fliehen mußte und in die Sowjetunion emigrierte.
Er gehörte von 1958 bis 1989 dem ZK der SED an, war 1968 Botschafter der
DDR in der CSSR und von 1973 bis 1989 einer der stellvertretenden Außen-
minister. Nach der deutschen Vereinigung konstituierte sich die IVVdN als
eingetragener Verein, sie versammelte in ihren Reihen vor allem die tatsäch-
lich im Dritten Reich verfolgten NS-Opfer, Widerstandskämpfer und deren
Hinterbliebene, deren soziale Interessen sie vertritt.4 In der Stellungnahme an-
läßlich der Anhörung von Innenausschuß und Enquete-Kommission in Sach-
senhausen von 1994 bezog sich der Verband explizit auf den in der DDR ver-
tretenen Antifaschismus, er forderte eine gründliche Untersuchung seiner po-
sitiven und negativen Ergebnisse und stellte fest: „Antifaschismus ist kein
Mythos. Antifaschismus ist für uns eine politische Haltung vieler älterer und
glücklicherweise vieler junger Menschen. Er ist politische Idee und Bewegung
mit pluralistisch-demokratischem Charakter. Bei der Darstellung des Antifa-
schismus in der ehemaligen DDR gab es Verzerrungen, Übertreibungen und
eine Verengung auf den kommunistischen Widerstand. Bei der Neugestaltung
der Gedenkstätten müssen deshalb die gesamte Breite und der demokratische
Inhalt des Widerstandes verdeutliche werden.“5 In der Gedenkstättenarbeit,
vornehmlich in Brandenburg, Berlin und Thüringen, sind die Lagergemein-
schaften weiterhin als Stimme der Opfer bedeutsam, ihrer Forderung einer dif-
ferenzierten Würdigung des Antifaschismus in der DDR hat die Kommission
in ihrem Bericht prinzipiell zugestimmt. Aber sie hat auch in aller Deutlichkeit
festgestellt: „Die spezifische Ausprägung des Antifaschismus in der DDR läßt
es ausgeschlossen erscheinen, in der notwendigen Auseinandersetzung mit
rechtsextremen Tendenzen an den DDR-Antifaschismus anzuknüpfen, für den
eine Distanz zum demokratischen Denken – insgesamt gesehen – charakteri-
stisch war.“6

2 Materialien, a. a. O., Bd. IV, S. 221-573.
3 Materialien, a. a. O., S. 474 ff.
4 Vgl. Bundesamt für Verfassungsschutz: „Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der

Antifaschistinnen und Antifaschisten“ (VVN-BdA) Organisation – Entwicklung – Aktionsfelder –
Wirkungen 1947-1997, Köln 1997, S. 69 ff.

5 A.a.O., S. 476.
6 Materialien, a. a. O., Bd. I, S. 280.
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2. Die Aufgaben der Lagerarbeitsgemeinschaften in der DDR

In der DDR existierten vor 1989 sieben Lagerarbeitsgemeinschaften (LAG),
und zwar als „Organe der Zentralleitung des Komitees der antifaschistischen
Widerstandskämpfer der DDR“.7 Die sieben LAG's organisierten die überle-
benden Häftlinge der nationalsozialistischen Konzentrationslager Auschwitz,
Buchenwald-Dora, Dachau, Mauthausen, Neuengamme, Ravensbrück und
Sachsenhausen. Ihnen gleichgestellt waren die Sektionen „Spanienkämpfer“,
ehemalige Angehörige der „Armeen der Anti-Hitler-Koalitionen“ und die Ar-
beitsgemeinschaften politischer Häftlinge des Zuchthauses Brandenburg. Die
Leiter der Lagerarbeitsgemeinschaften wurden vom Präsidium des KdAW
„bestätigt“, mit anderen Worten, die Personalentscheidungen für die Leitungen
der Lagerarbeitsgemeinschaften wurden von der Führung des KdAW getrof-
fen. An seiner Spitze stand seit 1971 Otto Funke, er wurde 1935 verhaftet und
für seine illegale Tätigkeit für den Kommunistischen Jugendverband (KJVD)
im Rheinland zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt. Nach 1945 war er lange
Jahre Erster Sekretär der SED-Bezirksleitungen Gera und Suhl, dem Zentral-
komitee der SED gehörte er seit 1963 an.8 Die „Anleitung“ der Lagerarbeits-
gemeinschaften durch das Präsidium und das Sekretariat des KdAW entsprach
der Praxis in anderen SED-Massenorganisationen. So war das Sekretariat des
FDGB-Bundesvorstandes zuständig für die „Kaderarbeit“ in den Zentralvor-
ständen der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften des FDGB.9 Die
wichtigsten Aufgaben der Lagerarbeitsgemeinschaften waren nach den Richt-
linien:

1. Beiträge zur „kommunistischen Erziehung der jungen Generation zu lei-
sten“,

2. Unterstützung der Forschung zur Geschichte der KZ-Lager,

3. Zusammenarbeit mit den „Nationalen Mahn- und Gedenkstätten“ und

7 Vgl. Dokument 1: Richtlinien für die Arbeit der Lagergemeinschaften (LAG) – Sektionen und die
Arbeitsgemeinschaften (AG) als Organe der Zentralleitung des Komitees der antifaschistischen Wi-
derstandskämpfer der DDR.

8 Vgl. Günther Buch: Namen und Daten wichtiger Personen der DDR, 4. überarbeitete Auflage, Ber-
lin, Bonn 1985, S. 78.

9 Im Geschäftsbericht des Sekretariats des Zentralvorstandes der IG Druck und Papier im FDGB, der
der außerordentlichen Zentraldelegiertenkonferenz Anfang März 1990 vorgelegt wurde, heißt es
rückblickend über die Prinzipien, die für Kaderarbeit im Sekretariat des FDGB-Bundesvorstandes
galten: „Die Kaderarbeit war fest eingefügt in die dafür bestimmten Beschlüsse des Bundesvorstan-
des des FDGB. So durfte kein hauptamtlicher Funktionär einer ehemaligen Blockpartei angehören
oder parteilos sein. Der Anteil der SED-Mitglieder eines gewählten Vorstandes war vorgeschrieben
und wurde vom Sekretariat bestätigt. Sie durften keine Kontakte – weder persönlich noch postalisch
– mit Bürgern kapitalistischer Länder einschließlich der BRD und Berlin-West haben.“ Zit. nach:
Manfred Wilke/Hans-Peter Müller: Zwischen Solidarität und Eigennutz. Die Gewerkschaften des
DGB im deutschen Vereinigungsprozeß, Forschungsbericht 68 der Konrad-Adenauer-Stiftung,
Melle 1991, S. 190.
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4. für die antifaschistische Repräsentanz der DDR im inneren und nach au-
ßen zu sorgen.

In internationalen Angelegenheiten waren die Lagerarbeitsgemeinschaften
verpflichtet, ihre Aktivitäten mit dem Sekretär für internationale Verbindungen
in der Zentralleitung des KdAW abzustimmen. Diese Richtlinien dienten somit
dazu, die in den Lagerarbeitsgemeinschaften organisierten Häftlinge der natio-
nalsozialistischen Konzentrationslager als authentische Zeitzeugen in den anti-
faschistischen Ritualen einzusetzen. Hat doch die SED den Antifaschismus in
der DDR „geradezu zu einer säkularisierten Religion ausgebaut“.10 Die Richt-
linien verpflichten die überlebenden Opfer der nationalsozialistischen Kon-
zentrationslager in ihrem öffentlichen Auftreten auf die kommunistische Defi-
nition des Antifaschismus.

3. Der zentrale Parteiapparat der KPD/SED und der organisierte Antifa-
schismus

Die Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-
Diktatur in Deutschland“ hat sich in ihrer öffentlichen Anhörung mit Inhalt,
Geschichte, Ambivalenz und Wirkung des instrumentellen Antifaschismus der
SED auseinandergesetzt, ohne auf seine Organisationsformen einzugehen und
seine „Anleitung“ durch den zentralen Parteiapparat der SED zu untersuchen.
Auch die wissenschaftliche Erforschung der Strukturen und Methoden des or-
ganisierten Antifaschismus in der DDR steht noch aus und kann auch nicht im
Rahmen dieses Berichts geleistet werden. Eine der Ursachen hierfür liegt auch
in den nicht vollständig erschlossenen Archivalien von SAPMO, so stammen
die in diesem Bericht enthaltenen Dokumente aus dem noch nicht erschlosse-
nen Nachlaß von Erich Mückenberger, der von 1971 an als Nachfolger von
Hermann Matern Vorsitzender der Zentralen Parteikontrollkommission
(ZPKK) der SED war und in dieser Eigenschaft auch zuständig für das
KdAW.11

3.1 Die Ausschüsse „Opfer des Faschismus“

Am Beginn des noch von der KPD organisierten Antifaschismus unmittelbar
nach Ende des Krieges stehen die Ausschüsse für die „Opfer des Faschismus“
(OdF), um den zahlreichen befreiten Häftlingen eine erste medizinische, finan-
zielle und vor allem soziale Betreuung zukommen zu lassen. Von besonderer
Bedeutung war der vom Magistrat von Groß-Berlin im Hauptamt für Sozial-
wesen eingerichtete Hauptausschuß unter der Leitung des Stadtrates Ottomar

10 Bernd Faulenbach in der öffentlichen Anhörung: „Antifaschismus und Rechtsradikalismus in der
SBZ/DDR“, in: Materialien, a. a. O., Bd. III, 1, S. 110.

11 An dieser Stelle muß noch einmal Dr. Reiser gedankt werden, der als Direktor der Stiftung Archiv
der Parteien und Massenorganisationen der DDR im Bundesarchiv diese Akteneinsicht für die En-
quete-Kommission ermöglicht hat.
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Geschke (KPD). Er kam aus dem KZ Sachsenhausen und gehörte zusammen
mit Hans Jendretzky und Franz Dahlem zu den drei der insgesamt 16 Unter-
zeichnern des KPD-Gründungsaufrufes, die nicht aus dem Moskauer Exil,
sondern aus den nationalsozialistischen Konzentrationslagern kamen. Geschke
ist zugleich bis 1946 Vorsitzender der KPD-Bezirksleitung von Groß-Berlin.12

Auf der ersten Veranstaltung des Berliner Hauptausschusses OdF wurde
Geschke in seiner Funktion als Vorsitzender bestätigt und als weitere Mitglie-
der, u. a. Otto Braß, Pfarrer Gruber, Julius Meyer – er wurde der Erste Vorsit-
zende der Jüdischen Gemeinde in der DDR – und Dr. Robert Havemann beru-
fen. Zeitweise arbeiteten Gustav Dahrendorf, Annedore Leber und Frau
Dr. Marion York von Wartenburg mit. Der Hauptausschuß unterschied in sei-
nen Kriterien zwischen:

1. Kämpfer gegen den Faschismus, „dies waren politische Überzeugungstäter,
die als Mitglied der antifaschistischen Vereinigungen illegal gearbeitet
hatten, wie die kommunistischen und kirchlichen Widerstandsbewegungen
bzw. die wegen ihrer Teilnahme an der „Erhebung des 20. Juli“ verurteilt
wurden13 und

2. Opfern des Faschismus: „In erster Linie zählte man hierzu die 'Opfer der
Nürnberger Gesetzgebung' (Juden, Sinti und Roma und die 'Sternträger'),
die politischen Gelegenheitstäter sowie die aus religiösen und weltan-
schaulichen Gründen Verfolgten ... Innerhalb der beiden Kategorien wurde
noch einmal in Gruppe I (unmittelbar Betroffene) und Gruppe II (weniger
stark betroffen) unterschieden. Als Voraussetzung für eine Anerkennung in
beiden Kategorien mußte der Antragsteller mindestens ein halbes Jahr in-
haftiert gewesen sein.“14

Die Einteilung in diese Kategorien besaß in der Zusammenbruchsgesellschaft
1945 existentielle Bedeutung. Hiervon hingen Lebensmittelkarten, Wohnungs-
zuteilungen und medizinische Versorgung ab. Über die Anerkennung ent-
schied der Hauptausschuß auf Basis von Fragebögen. In Berlin z. B. wurden in
den ersten zwei Jahren 23.897 Anträge auf Anerkennung als „Kämpfer gegen
den Faschismus“ gestellt, davon wurden 13.930 abgelehnt, und von den 25.000
Anträgen der „Opfer der Nürnberger Gesetzgebung“ wurden ebenfalls ca.
12.000 abgelehnt.15 Der Berliner Hauptausschuß für die OdF fungierte faktisch
als erste zentrale Einrichtung für die Sammlung von Widerstandskämpfern ge-
gen und Opfer der nationalsozialistischen Diktatur für die sowjetische Besat-
zungszone. Einer der ersten Konflikte, der in der OdF ausgetragen wurde, be-
zog sich auf die Behandlung der jüdischen Opfer. Der Vorsitzende der Jüdi-
schen Gemeinde in Dresden, Leon Löwenkopf, und Julius Meyer (KPD), Au-
schwitz-Häftling und in der OdF Leiter der Abteilung „Opfer der Nürnberger

12 Elke Reuter/Detlef Hansel: Das kurze Leben der VVN von 1947-1953, Berlin 1997, S. 568.
13 Simone Hannemann: Die Entstehung der Nationalen Gedenkstätte Ravensbrück 1945-1959, Ar-

beitspapier Nr. 27 des Forschungsverbundes SED-Staat, Berlin 1997, S. 12.
14 Simone Hannemann, a. a. O., S. 12 f.
15 Vgl. Simone Hannemann, a. a. O., S. 14.
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Gesetzgebung“, protestierten im OdF-Hauptausschuß Berlin gegen die „Atmo-
sphäre der Vorbehalte, Einschränkungen und Ungleichheit gegenüber den jüdi-
schen Verfolgten“.16 Löwenkopf ging noch einen Schritt weiter, er fragte, wo
denn jene, die heute die Opfer der Nürnberger Gesetze nicht als OdF anerken-
nen wollen, in den letzten Jahren gewesen seien, „haben sie denn nicht gese-
hen, was sich überall in Deutschland abgespielt hat, und waren sie nicht in den
Lagern, in den KZs und haben sie das nicht gesehen, wie der Jude nicht nur
von den SS-Leuten und nicht nur von den BVern [Berufsverbrechern, M.W.]
geschlagen wurde, sondern auch von Leuten, die jetzt den roten Winkel tra-
gen?“ Julius Meyer argumentierte vehement gegen eine ungleiche Behandlung,
wie sie sich nicht zuletzt in den geplanten unterschiedlichen Ausweisen für
Kämpfer und Opfer ausdrückte. Er werde sich entschieden dagegen stemmen,
daß unterschiedlich gekennzeichnete Ausweise ausgegeben werden, das sei
„für uns dasselbe, als wenn wir einen kleinen Stern anbringen würden“.17

Das Ende der OdF kam in Berlin, als der Hauptausschuß sich vehement auf der
Seite der KPD für die Gründung der SED einsetzte. Es waren die Westmächte,
die in der alliierten Kommandantur von Berlin im April 1946, unmittelbar vor
dem Vereinigungsparteitag der SED, eine Anordnung erließen, „welche die
Aufgaben des Hauptausschusses auf die soziale Betreuung festlegte und ihm
verbot, am internen Leben der politischen Parteien teilzunehmen“.18 Im Se-
kretariat des ZK der KPD kam es in diesem Zusammenhang zu Diskussionen
über die Notwendigkeit, eine alle politischen Richtungen umfassende Organi-
sation des deutschen Widerstandes und der Verfolgten zu gründen. Die Füh-
rung der KPD beschloß im März 1946, daß ein „Zentralausschuß für die Opfer
des Faschismus mit Sitz in Berlin zu bilden sei. Ottomar Geschke wurde be-
auftragt, die Vorbereitung zu organisieren. ... Es wurde die Aufgabe formu-
liert, die Opfer des Faschismus zu einer 'reichseinheitlichen, politischen, über-
parteilichen Organisation' zu gestalten“.19 In diesen Zeitraum des Frühjahres
1946 fällt auch die Gründung des „Ravensbrück-Komitees“.20 In der Schilde-
rung der Gründung des Ravensbrück-Komitees zeigen sich bereits alle Merk-
male des instrumentellen Antifaschismus der Kommunisten:

1. Sammlung der Kader und Selektion der überlebenden Häftlingsfrauen; so
wurden die Dossiers über das Verhalten von 66 Frauen während der Haft
bereits im August 1945 der KPD-Zentrale übergaben.

2. Die Kommunistinnen organisierten das Ravensbrück-Komitee.

3. In den Händen der Frauen, die das spätere Ravensbrück-Komitee leiteten,
lag von Anfang an die Bearbeitung der Anträge von in Ravensbrück inhaf-
tierten Frauen, wenn es um ihre Anerkennung als OdF ging. Die Antrag-
stellerin mußte Zeuginnen beibringen: „Diese Zeugen mußten aber politi-

16 Elke Reuter/Detlef Hansel, a. a. O., S. 84.
17 Ebd.
18 A.a.O., S. 105.
19 A.a.O., S. 106.
20 Simone Hannemann, a. a. O., S. 16 ff.
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sche Häftlinge aus der Ostzone bzw. zuverlässige Kameradinnen aus der
Westzone sein.“

4. Die Erinnerungen an das Lager werden parteilich selektiert und die der
„Linie“ widersprechenden Erinnerungen werden unterdrückt.

3.2. Die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN)

Im Juli 1946 fand in Frankfurt eine Interzonenkonferenz der Vertreter von
Ausschüssen der OdF aus allen Besatzungszonen statt, die eine gesamtdeut-
sche Organisation der Verfolgten des Nazi-Regimes vorbereiten sollte. Robert
Havemann hatte als Mitglied des Berliner Hauptausschusses des OdF Ende
Juli 1946 den Entwurf einer Eingabe zur Genehmigung einer gesamtdeutschen
Organisation der OdF an den Alliierten Kontrollrat vorbereitet. Sein Satzungs-
entwurf definierte die OdF „als eine 'überparteiliche Organisation'. Havemann
verstärkte jedoch die Aussage, indem er formulierte, daß die Organisation es
ablehnte, 'sich für irgendwelche parteipolitischen Interessen und Ziele miß-
brauchen zu lassen'. Als Weg nannte er, 'Entfaltung eines freiheitlichen demo-
kratischen Geistes im deutschen Volk zu fördern und alle Überreste der Nazi-
Ideen im Volke durch Aufklärung über die verbrecherische Natur der Nazi-
Gewaltherrschaft zu überwinden' sowie die Ansprüche auf Entschädigung der
zugefügten Schäden zu vertreten. Die Formulierungen und Schwerpunktset-
zungen widerspiegelten Havemanns Rücksichtnahme auf die Denkweisen und
Handlungsmotive der Mitglieder des bürgerlichen und kirchlichen Widerstan-
des. Ihr Hauptziel war es, in Zukunft gegen jede Vergewaltigung des Glaubens
und der politischen Überzeugung, gegen jede gewalttägige Beschränkung der
Freiheit des Individuums und gegen jeden Mißbrauch der staatlichen Macht zu
kämpfen. Die Suche nach dem kleinsten gemeinsamen Nenner für eine über-
parteiliche Organisation, in der sich alle verfolgten Gruppen heimisch und
nicht überfordert oder vereinnahmt fühlten, scheint bei Havemanns Überle-
gungen eine Rolle gespielt zu haben. Die Beschränkung auf diese Ziele sollte
verhindern, daß der Antifaschismus mit politischen Inhalten überdehnt würde,
die den noch vorhandenen Konsensrahmen sprengen könnte.“21 Diese Überle-
gungen von Havemann und anderen hatten in der SBZ keine Chance.

Das Zentralsekretariat der SED entschied über den Aufbau der VVN in der
SBZ und sicherte sich bestimmenden Einfluß durch eine zielstrebige Kaderpo-
litik in der VVN in der SBZ und in Berlin. „Auf seiner Sitzung am
19. November 1946 hatte es festgelegt, daß Geschke die 'regelmäßige Verstän-
digung über alle wichtigen Fragen der Organisation in der SBZ und Berlin mit
der Partei' sicherstellen solle.22 Die Gründung einer „Vereinigung der Ver-
folgten des Nazi-Regimes“ erfolgte für die SBZ im Februar 1947, Mitglied
konnte nur werden, wer in der SBZ als Opfer des Faschismus anerkannt wor-
den war. Das Zentralsekretariat der SED „delegierte“ Franz Dahlem und Hel-

21 Elke Reuter/Detlef Hansel, a. a. O., S. 117.
22 Elke Reuter/Detlef Hansel, a. a. O., S. 118.
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mut Lehmann in den Zentralvorstand der VVN in der SBZ.23 Diese Entschei-
dung entsprach der damaligen Praxis, Führungspositionen paritätisch zu beset-
zen, Franz Dahlem kam aus der KPD und Helmut Lehmann aus der SPD.24

3.2.1. Die VVN-West

Die Gründung der VVN für die Westzonen erfolgte im März 1947 in Frank-
furt. Die Kooperation zwischen der VVN in der SBZ und in den Westzonen
wurde durch ein Interzonensekretariat sichergestellt. In den Westzonen war die
Gründung der VVN begleitet von sozialdemokratischem Widerstand. Der
SPD-Parteivorstand hatte die Rolle des Hauptausschusses der OdF in Berlin im
Vorfeld der Gründung der SED nicht vergessen. Der Parteivorstand der SPD
warnte seine Untergliederungen und Mitglieder, sich an der Gründung der
VVN zu beteiligen, die von Anfang an als Frontorganisation der Kommunisten
begriffen wurde. Diese Sicht bestätigt der KPD/DKP- und VVN-Funktionär
Emil Carlebach, Buchenwald-Häftling, als er die Gründe für die Namensfin-
dung der Organisation der Widerstandskämpfer und Opfer des Nationalsozia-
lismus darlegte.

Die westlichen Besatzungsmächte lehnten die Absicht der Kommunisten ab,
einen „Bund zur Bekämpfung des Faschismus, einen Kampfbund gegen den
Faschismus“ zu gründen, sie würden ihn nicht „lizenzieren. Das dulden sie
nicht, das kommt nicht in Frage. Sie seien bereit, eine Organisation der Ver-
folgten, nicht der Gegner, sondern der Opfer des Faschismus zu erlauben. Es
kam zu Verhandlungen zwischen der Vertretung unserer Kameraden aus den
Westzonen und der Ostzone. Ich weiß noch genau, daß wir zu viert verhan-
delten. Von der Ostzone waren Franz Dahlem, der in Mauthausen gesessen
hatte, und Karl Schirdewan, der in Sachsenhausen gesessen hatte, die Ver-
handlungsführer, für uns in Westdeutschland waren wir auch zwei, mein Ka-
merad Hans Schwarz und ich. Wir trafen uns in Henningsdorf bei Berlin und
sagten den Kameraden aus der Ostzone: Wir stehen vor der Alternative: Grün-
det Ihr einen Kampfbund gegen Faschismus, dann ist es nicht möglich, den ge-
samtdeutsch zu haben, denn die Westmächte dulden das nicht. Seid Ihr bereit,
im Interesse der Einheitlichkeit, eine Organisation der Verfolgten zu schaffen?
Da haben sie gesagt, ja, das ist uns wichtiger, daß wir nicht gespalten werden,
in drei Teufels Namen gründen wir die Vereinigung der Verfolgten des Nazi-
Regimes. Dieser Titel kam also so zustande und unter dem Druck, dem halben
Verbotsdruck der Westalliierten.“25 Diese Namensabwägung verweist noch

23 Vgl. Elke Reuter/Detlef Hansel, a. a. O., S. 133.
24 Helmut Lehmann (1882-1959) war vor 1933 Funktionär der Sozialdemokratischen Angestelltenge-

werkschaft, wurde nach 1933 zeitweise verhaftet und nach 1945 wieder Mitglied der SPD, er ent-
schied sich 1946 für die SED, wurde Mitglied des Parteivorstandes und später des Politbüros, und in
dieser Eigenschaft saß er auch im Bundesvorstand des FDGB und im Zentralvorstand der VVN.
Vgl. Beatrix Bouvier: Ausgeschaltet! Sozialdemokraten in der Sowjetischen Besatzungszone und in
der DDR 1945-1953, Bonn 1996, S. 88.

25 Emil Carlebach, zit. nach: „Vereinigung der Verfolgten des Nazi-Regimes – Bund der Antifaschi-
stinnen und Antifaschisten“ (VVN-BdA), a. a. O., s. 33 f.
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einmal auf die Realität von Vier-Zonen-Deutschland, in dem die Alliierten die
oberste Regierungsgewalt ausübten. Aber in diesen Überlegungen wurde auch
der Unterschied in der Rolle der Kommunisten in der SBZ zu der in den West-
zonen deutlich. Am Vorabend der SED-Gründung auf dem 15. Parteitag der
KPD unterschied Franz Dahlem die Tätigkeit der Partei im Osten und im We-
sten. In der SBZ sei die KPD „eine staatsaufbauende Partei“, während sie in
den Westzonen noch um die Macht kämpfen muß und „der Klassenkampf mit
den alten Kräften des Faschismus und der Reaktion“ auf der Tagesordnung
steht. Dahlem, in der Parteiführung zuständig für den Aufbau der Parteiorgani-
sation und die Westarbeit, schloß seinen Vergleich mit der Feststellung ab,
„daß in der Ostzone unsere Parteiorganisation einen viel fortschrittlicheren
Typus aufweist als in den Westzonen“.26 Die Gründung der VVN in der SBZ
und in den Westzonen gehört somit in den Prozeß der Formierung zweier ge-
gensätzlicher Teilstaaten in Deutschland. Die Kommunisten hielten unbeirrt
daran fest, eine antifaschistische Frontorganisation zu bilden, die es ihnen er-
laubt, das Gedenken an den Widerstand gegen das Nazi-Regime und seine Op-
fer für ihre politischen Zwecke zu instrumentalisieren. Überlegungen für eine
gesamtdeutsche Organisation der Widerstandskämpfer und Verfolgten der na-
tionalsozialistischen Diktatur, wie sie Robert Havemann aus den Reihen der
kommunistischen Widerstandskämpfer 1946 vorlegte, hatten keine Chance.

Der politische Neuanfang in Deutschland nach 1945 wurde repräsentiert von
Gegnern des Nationalsozialismus, das galt für die SBZ, aber auch für die
westlichen Besatzungszonen. So war der Vorsitzende der SPD, Kurt Schuma-
cher, lange Jahre Häftling im KZ Dachau gewesen. Aber die gemeinsamen
Erinnerungen an Verfolgung und Leid waren nach dem Ende des Hitler-Re-
gimes eben keine gemeinsame Basis für die Gestaltung des politischen Neuan-
fangs im Vier-Zonen-Deutschland. Die Tragik, die hierin für viele Überleben-
de des politischen Widerstands gegen die nationalsozialistische Diktatur lag,
hat der Buchenwald-Häftling Heinz Brandt in seiner Erinnerung an den Bu-
chenwald-Schwur vom 11. April 1945 festgehalten.

„Es gibt kein Lager, das sich so organisiert befreite wie Buchenwald. Der
BUCHENWALD-SCHWUR wird zum Symbol, zum Befreiungsgelöbnis
schlechthin.

Wir stehen da oben, fahlhäutige Skelette, auf dem alten Appellplatz, die Tur-
narme empor gestreckt, die spitzen Finger stechen den Eid in den Himmel. Wir
sind zusammengeströmt, Eidgenossen, nicht angetreten, nicht aufmarschiert,
nicht ausgerichtet.

Gestern noch waren wir Sklaven, kommandiert zum Appell: Moribundi – zum
'Block' geordnet, todesstarr formiert in 'Reih und Glied'. Hier stehen wir in der
lebendigen Ordnung der Freiheit und appellieren an die Welt.

26 Bericht über die Verhandlungen des 15. Parteitages der Kommunistischen Partei Deutschlands, 19.
und 20. April 1946 in Berlin, Berlin 1946, S. 65 ff., vgl. hierzu auch die Beiträge von Michael Ku-
bina zum Aufbau des KPD-Parteiapparates und der geheimen Westapparate, in: Manfred Wilke
(Hg.): Anatomie der Parteizentrale. Die KPD/SED auf dem Weg zur Macht, Berlin 1998.
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Wir haben wieder eine Gegenwart. Unser Schwur – in die Zukunft gerichtet –
beschwört die Vergangenheit. Was hinter uns liegt, bindet uns, so meinen wir,
für immer. Trunken verweilen wir im Augenblick. Und so fragen wir uns
nicht, was eigentlich nie wiederkehren soll.

Auschwitz?

Unbewußt verstehen wir das NIE WIEDER allumfassend, so total wie das, was
uns in den vergangenen zwölf Jahren begegnete.

Alles scheint einfach heute. Morgen schon wird alles fraglich sein. Niemand
von uns ahnt das Entsetzliche. In wenigen Monaten schon wird die Bombe auf
Hiroshima fallen; wie bald wird Workuta in aller Munde sein; wenige Jahre
nur, dann hängen Rajk, Kostoff und Slansky, ereignet sich die Tragödie des
17. Juni, wird die ungarische Revolution in Blut erstickt, brennen die Dörfer
Vietnams – entlaubte Wälder, geflutete Felder.

Heute eint uns der gemeinsame Abscheu vor den Verbrechen der Vergangen-
heit. Morgen wird uns die unterschiedliche Beurteilung der neuen Verbrechen
trennen.“27

Es trennen aber nicht allein die Verbrechen, es trennen auch die angestrebten
politischen und sozialen Ordnungen. So betrieb im Namen der künftigen deut-
schen Demokratie der Parteivorsitzende der SPD, Kurt Schumacher, unnach-
sichtig die Abgrenzung seiner Partei gegenüber den Kommunisten, und in die-
se Politik der Abgrenzung wurde die VVN natürlich miteinbezogen.

„Der SPD-Parteivorstand, gefolgt vom Parteitag, erklärte am 6. Mai 1948 mit
der Begründung, die VVN diene den Kommunisten 'als eine ihrer politischen
Hilfsorganisationen', die VVN-Mitgliedschaft mit der in der SPD für unver-
einbar.“28 Dem Versuch der SED, mit der VVN eine kommunistisch kontrol-
lierte gesamtdeutsche, dem Anschein nach überparteiliche Sammlungsbewe-
gung zu konstituieren, war im Westen nur ein mäßiger Erfolg beschieden. Die
Rücksichtnahme auf die VVN im Westen spielte aber in den Überlegungen der
SED zur Auflösung der VVN in der SBZ durchaus eine Rolle (vgl. Dokument
3: „Die Überprüfung der VVN hatte folgendes Ergebnis“). Als Alternative und
Reaktion auf die offenkundige kommunistische Steuerung der VVN entstand
1950 ein „Bund der Verfolgten des Nazi-Regimes“ (BVN), der sich der sozia-
len und politischen Interessen der Opfer der NS-Diktatur annahm. Die Bundes-
regierung verbot 1951 den „Rat der VVN“, dessen Frankfurter Büro geschlos-
sen wurde, und beantragte nach dem KPD-Verbot 1956 auch das Verbot der
VVN. Begründet wurde dieser Verbotsantrag mit der Feststellung, die Verei-
nigung diene der SED und der verbotenen KPD als „Hilfs- oder Massenorgani-

27 Heinz Brandt: Ein Traum, der nicht entführbar ist. Mein Weg zwischen Ost und West, München
1967, S. 166 f.

28 Wolfgang Rudzio: Die Erosion der Abgrenzung. Zum Verhältnis zwischen der demokratischen Lin-
ken und Kommunisten in der Bundesrepublik, Opladen 1988, S. 118.
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sation“.29 Das Verbot der VVN erfolgte nicht, bot aber der SED international
die Chance zu einer Kampagne gegen die Politik der Bundesregierung.30

Die VVN hat in der Bundesrepublik im Gegensatz zum „Bund der Verfolgten
des Nazi-Regimes“ bereits in den fünfziger Jahren jüngere Menschen aufge-
nommen, die selbst nicht mehr zu den Verfolgten des Nazi-Regimes gehörten.
Es waren Mitglieder der verbotenen FDJ, die als „Neuverfolgte“ beitreten
konnten. Seit 1969 richtete die VVN „Arbeitskreise junger Widerstand“ ein,
um auf ihrem Bundeskongreß 1971 ihren Namen zu ändern in „VVN-Bund der
Antifaschisten“, der „nunmehr auch politisch motivierte jüngere Antifaschisten
ohne tatsächlichen Verfolgungshintergrund als Mitglieder“31 aufnahm. An der
Rolle als Teil des Westapparates der SED änderte diese Transformation nichts,
was sich 1989 herausstellen sollte. „Nach einer Krisensitzung am
13. Dezember 1989 überraschte Generalsekretär Kurt Erlebach die Kreis- und
Landesverbände mit der Eröffnung, die VVN-BdA sei pleite. 'Spenden' aus
den sozialistischen Ländern, die bisher die Arbeit der VVN ermöglicht hätten,
seien ausgeblieben. Infolgedessen müßten alle hauptamtlichen Mitarbeiter
entlassen, die Bundesgeschäftsstelle aufgegeben und das Verbandsorgan 'Anti-
faschistische Rundschau' eingestellt werden.“32 Wenige Wochen zuvor hatte
Generalsekretär Kurt Erlebach, Mitglied des DKP-Parteivorstandes, auf der
Bundesvorstandssitzung der VVN noch apodiktisch festgestellt: „Es gibt keine
Fremdfinanzierung“.33 Nach dem Zusammenbruch des hauptamtlichen Appa-
rates der VVN-BdA setzten die nicht der DKP angehörenden Mitglieder des
Bundesvorstandes eine von Sozialdemokraten dominierte Kommission ein,
„um die politische und finanzielle Abhängigkeit der VVN-BdA von der DKP
zu untersuchen. Der bisherige Organisationssekretär Jörg Ehret (DKP) ent-
hüllte nun, daß vor Einstellung von hauptamtlichen Mitarbeitern bei der VVN-
BdA die Bewerbungsunterlagen 'zunächst zum Parteivorstand der DKP, Ab-
teilung Personalpolitik (gingen) ... In aller Regel war nur mit Zustimmung der
DKP eine Einstellung bei der VVN-BdA möglich. Dies gilt sowohl für Ein-
stellungen auf der Bundes- wie auch auf der Landesebene'.“34 Vor diesem
Hintergrund wird verständlich, warum sich im Bestand Mückenberger Mate-
rialien befanden, die sich auf die Bundesrepublik beziehen, so ein „Bericht
über den Bundeskongreß der VVN-Bund der Antifaschisten vom 13.-15. Mai
1983 im Gewerkschaftshaus in Hamburg“ (Dokument 4) findet und sich Erich

29 „Vereinigung der Verfolgten des Nazi-Regimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten“,
a. a. O., S. 41.

30 „Der Verbotsantrag gegen eine sich nach außen als Gemeinschaft von Opfern des NS-Regimes dar-
stellende Organisation durch eine Bundesregierung, der von kommunistischer Seite ständig ihre an-
gebliche 'Durchsetzung' mit Nazis vorgehalten wurde, eignete sich zumal im internationalen Rah-
men vorzüglich für eine Mitleidskampagne.“ „Vereinigung der Verfolgten des Nazi-Regimes –
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten“, a. a. O., S. 41.

31 A.a.O., S. 49. Vgl. hierzu auch Wolfgang Rudzio: Die Erosion der Abgrenzung, S. 111 ff.
32 „Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten“,

a. a. O., S. 57.
33 Manfred Wilke/Hans-Peter Müller/Marion Braband: Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP).

Geschichte, Organisation, Politik, Köln 1990, S. 248.
34 Ebd.
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Mückenberger am 2. Juli 1981 mit einer Personalangelegenheit an den Vorsit-
zenden des KdAW, Otto Funke, wandte. Von der Schiedskommission beim
Parteivorstand der DKP erhielt die ZPKK der SED eine Beschwerde über das
Auftreten von Willy Perk in Dortmund. Er sprach dort auf einer Veranstaltung
des Kreisvorstandes der DKP und attackierte den anwesenden polnischen Ver-
treter wegen der durch die Streiks ausgefallenen Kohlelieferungen aus Polen
und äußerte sich despektierlich über den verstorbenen sozialdemokratischen
Bundestagsabgeordneten Werner Jakobi. Die Schiedskommission des Partei-
vorstandes der DKP bezog sich in ihrem Brief an die ZPKK auf ein Schreiben
von Heinz Junge, ehemaliger KZ-Häftling in Sachsenhausen, der aktiv im
Sachsenhausen-Komitee in der Bundesrepublik arbeitet, und in dieser Angele-
genheit die Schiedskommission seiner Partei um Hilfe bat. Mückenbergers
Entscheidung: Er teilte Otto Funke mit, daß die ZPKK diese Angelegenheit
nicht untersuchen wolle und er mit Willy Perk persönlich darüber sprechen
soll, daß er künftig bei solchen Treffen sich in seiner Polemik zügeln soll.

3.2.2. Die VVN-Ost

Die VVN in der DDR wurde 1953 aufgelöst und durch das Komitee der antifa-
schistischen Widerstandskämpfer (KdAW) ersetzt. Die Vorgeschichte der
Auflösung begann mit einer gezielten und umfassenden Untersuchung der
VVN durch die ZPKK der SED 1950/51. Der Bericht „VVN-Generalsekreta-
riat – derzeitiger Zustand“ (Dokument 2) vom Februar 1951 hebt hervor, in der
VVN „ist die führende Rolle der Partei in den Hintergrund getreten. Erschei-
nungen von Sozialdemokratismus und Sektierertum, die sich bis zur offenen
Agententätigkeit ausdrückt, kennzeichnen den bestehenden Zustand, daß die
VVN zum Sammelsurium parteifeindlicher Elemente und Gruppierungen ge-
worden ist. Bezeichnend ist, daß die Agententätigkeit in den Landes- u. Kreis-
sekretariaten angetroffen wurde und trotzkistische Elemente zersetzend wirk-
ten.“ (S. 3) In dem von Hertha Geffke35 verfaßten zusammenfassenden Ergeb-
nis der Untersuchung der VVN wird die Frage aufgeworfen, ob nicht auch im
Hinblick auf den Personalbedarf im Organisationsapparat der VVN es unter
kaderpolitischen Gesichtspunkten sinnvoller sei, die VVN aufzulösen und
durch ein „Komitee der Widerstandskämpfer“ (S. 5) zu ersetzen. Weiter heißt
es: „Zu berücksichtigen ist hier allerdings der gesamtdeutsche Charakter der
VVN, der ihr die Aufgabe des Kampfes gegen Remilitarisierung, für Frieden,
gegen Faschismus, auf einem bestimmten Kampfabschnitt stellt.“ Der Maß-
nahmenkatalog beginnt mit der Säuberung der VVN von Parteifeinden und
Feinden der Sowjetunion. Übernahme von Aufgaben in der antifaschistischen
Erziehung der FDJ und der Schulkinder, weitere Zentralisierung durch Organi-

35 Hertha Geffke war KPD-Mitglied seit 1920, langjährige hauptamtliche Funktionärstätigkeit in der
KPD vor 1933, während der NS-Zeit verhaftet und zu zweieinhalb Jahren Zuchthaus verurteilt.
1947/48 Mitglied des Zentralvorstandes der VVN und von 1949 bis 1958 Mitglied, ab 1954 stell-
vertretende Vorsitzende der ZPKK der SED. Die SED, Geschichte – Organisation – Politik. Ein
Handbuch, a. a. O., S. 950.
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sations- und Kaderabteilungen im Generalsekretariat, Schaffung einer Be-
triebsgruppe der SED und Aktualisierung der Broschüre „Kämpfende Jugend“
aus der Lex Ende eliminiert werden soll.36 Zu diesem Zeitpunkt, als die ZPKK
der SED die VVN „überprüfte, trat die Vereinigung noch als parteiübergrei-
fende Organisation auf. 1952 wurde die VVN Mitglied des Demokratischen
Blocks und der Nationalen Front und erkannte in ihrem Statut die führende
Rolle der SED an. Der Druck auf die VVN verstärkte sich im Zusammenhang
mit dem Prager Schauprozeß gegen den früheren Generalsekretär der KPTsch,
Rudolf Slansky. Der Schauprozeß, der ausdrücklich in Parallele zu den sowje-
tischen Säuberungsprozessen der späten dreißiger Jahre gesetzt wurde, endete
am 3. Dezember 1952 mit den Todesurteilen über Slansky und Clementis.37

Der Prozeß unterschied sich von den Verfahren in den anderen Ländern da-
durch, daß er einen offenen antisemitischen Charakter trug; die Angeklagten
wurden wegen 'Zionismus und Trotzkismus' unverzüglich hingerichtet. Da 11
der 14 Angeklagten – wie Slansky selbst – Juden waren, hielt ihnen der Staats-
anwalt auch eine 'kosmopolitische' Gesinnung und angebliche Verbindung mit
Israel vor. Gleichzeitig wurden 1.500 vermeintliche Anhänger Slanskys, fast
ausnahmslos jüdische Intellektuelle aus dem Bürgertum, zu Zuchthaus-Strafen
von mehr als 10 Jahren verurteilt. Die gegen Parteifeinde und slowakische
bürgerliche Nationalisten gerichteten Prozesse kamen endgültig erst 1954 zum
Abschluß.“38 Am Vorabend von Stalins letztem Geburtstag, am 20. Dezember
1952, veröffentlichte das Zentralkomitee der SED einen Beschluß über die
„Lehren aus dem Prozeß gegen das Verschwörerzentrum Slansky“.38 Zwei
Dokumente aus dem Bestand Mückenberger mögen die Atmosphäre des „Alp-
traums“ illustrieren, die vom SED-Zentralkomitee auf die DDR übertragen
wurde. Jürgen Kuczynski genügte die Veröffentlichung der Liste der Ange-
klagten im Prager Slansky-Prozeß, um bereits am 21. November 1952 an den
Generalsekretär der SED, Walter Ulbricht, und den Vorsitzenden der ZPKK,
Hermann Matern, zu schreiben, um seine Beziehungen zu zwei der Angeklag-
ten zu erklären (Dokument 5). Der Brief von Hans Pfeiffer, wissenschaftlicher
Bibliothekar an der Sächsischen Landesbibliothek Dresden, vom 7. Januar
1953, in dem er dem ZK der SED seine Hilfe anbot „bei der weiteren Entlar-
vung dieser falschen Mexikaner“, vorausgesetzt man zeigt ihm die Fotografien
dieser Feinde der Partei, zeigt, wie sich die Atmosphäre der eifernden Agen-
tenhatz in der Partei ausbreitet (Dokument 6). In dieser Atmosphäre politischer
Verfolgung sorgte die SED auch in anderer Hinsicht für verbitterte Unruhe in
der VVN. Viele Mitglieder der Vereinigung sahen das „Gesetz über die Ge-

36 Lex Ende, KPD-Mitglied seit 1918, war in der französischen Emigration, kehrte 1945 nach
Deutschland zurück und war von 1946 bis 1949 Chefredakteur des Neuen Deutschland, wurde 1950
aus der SED ausgeschlossen und wählte im Januar 1951 den Freitod. Die SED, Geschichte – Orga-
nisation – Politik. Ein Handbuch, a. a. O., S. 937.

37 Vladimir Clementis war seit 1948 Außenminister der Tschechoslowakischen Republik, Parteimit-
glied seit 1924, sprach sich im französischen Exil gegen den Hitler-Stalin-Pakt 1939 aus, wurde aus
der Partei ausgeschlossen, die ihn erst 1945 wieder aufnahm. Vgl. Miroslav Siska: „Verschwörer,
Spione, Staatsfeinde ...“ Politische Prozesse in der Tschechoslowakei 1948-1954, Berlin 1991,
S. 151.

38 Vgl. Die SED ... Ein Handbuch, a. a. O., S. 592 ff.
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währung gleicher staatsbürgerlicher Rechte für die ehemaligen Angehörigen
der faschistischen Wehrmacht und für die ehemaligen Mitglieder der NSDAP“
verständlicherweise mit gemischten Gefühlen, das die Volkskammer der DDR
einstimmig annahm und das ausgerechnet der VVN-Vorsitzende Ottomar
Geschke begründen mußte.39

Die Nachrichten aus Prag und die Art und Weise, wie die SED-Propaganda
ihre „Lehren“ aus dem Slansky-Prozeß in Prag zog, ließen unter den jüdischen
Mitgliedern der VVN die Furcht wachsen, „daß auch in der DDR unter dem
Vorwurf des 'Zionismus' und 'Agententums' antijüdische Vorgehensweisen
denkbar wären. Einer der ersten prominenten jüdischen VVN-Mitglieder, die
voller Angst fluchtartig die DDR verließen, war wohl noch im Dezember 1952
Leo Zuckermann, der als Kommunist lange Jahre eng mit Paul Merker im me-
xikanischen Exil zusammengearbeitet hatte und zeitweilig Chef der Präsidial-
kanzlei Wilhelm Piecks gewesen war.“40 Am 15. Januar 1953 beschloß das
Sekretariat des ZK der SED, eine Kommission einzusetzen, die innerhalb von
zehn Tagen einen Beschluß ausarbeiten sollte, um die Tätigkeit der VVN in
der DDR zu beenden.41 In diese Vorbereitungen der SED-Spitze, die Existenz
der VVN zu beenden, platzte die Flucht von Julius Meyer, Mitglied des Zen-
tralvorstandes der VVN, und anderer Repräsentanten der jüdischen Gemeinden
in der DDR in den Westen. Mit dieser spektakulären Flucht entzogen sich Ju-
lius Meyer und seine Freunde vermutlich der bevorstehenden Verhaftung. In
der VVN selbst „mußten ab Mitte Januar Versammlungen ausschließlich zur
Auswertung es Slansky-Prozesses durchgeführt werden, in deren Rahmen
nachweislich vor den jüdischen Gemeinden gewarnt wurde. Namentlich die
VVN in Berlin verfaßte reihenweise Listen mit jüdischen Kameraden, die im
Januar und dann auch noch Anfang Februar nach Westberlin geflüchtet wa-
ren.“42

Bereits der Beschluß des Sekretariats der ZK der SED vom 15. Januar zeigte,
die Partei beabsichtigte nicht die Auflösung der VVN in der DDR und mit de-
ren Zentralvorstand oder gar den Mitgliedern zu diskutieren. „Die SED-Füh-
rung war sich offenbar völlig sicher, jeden Beschluß – selbst den zur formalen
Selbstauflösung der VVN in ihrer bisherigen Struktur und Arbeitsweise – über
die Dominanz und die Parteidisziplin der SED-Genossen in der VVN ohne be-
achtenswerten Widerspruch ... durchsetzen zu können.“43

39 Vgl. Elke Reuter/Detlev Hansel, a. a. O., S. 462.
40 Elke Reuter/Detlef Hansel, a. a. O., S. 471 f.
41 Wörtlich heißt es: „1. Es wird eine Kommission eingesetzt aus den Genossen: Dahlem, Schirdewan

und Beyling. Die Kommission enthält den Auftrag, einen Beschluß über die weitere Arbeit des Vor-
standes der VVN und die Einstellung der Tätigkeit der Organisationen der VVN in der Deutschen
Demokratischen Republik und im demokratischen Sektor von Berlin auszuarbeiten. Termin: 10 Ta-
ge ... 3. Die für Ende Januar 1953 vorbereitete Delegiertenkonferenz ist in diesem Sinne als Konfe-
renz zur Beendigung der Arbeit der VVN-Organisation durchzuführen.“ Zit. nach: Elke Reu-
ter/Detlef Hansel, a. a. O., S. 619.

42 Elke Reuter/Detlef Hansel, a. a. O., S. 479 f. Vgl. auch Ulrike Offenberg: „Seid vorsichtig gegen die
Machthaber“. Die jüdischen Gemeinden in der SBZ und der DDR 1945-1990, Berlin 1998.

43 Elke Reuter/Detlef Hansel, a. a. O., S. 487 f.
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Die vom ZK-Sekretariat bestellte Kommission war selbst Ausdruck dieser
Dominanz der Partei in der Vereinigung. Franz Dahlem, Mitglied des Politbü-
ros und des Sekretariats des ZK der SED, war Mitglied des Zentralvorstandes
der VVN, Kurt Schirdewan, seit Dezember 1952 verantwortlich für die ZK-
Abteilung Leitende Organe der SED und der Massenorganisationen, war wie
Dahlem Mitglied des Zentralvorstandes der VVN, und der Dritte im Bunde,
Fritz Beyling, war deren Generalsekretär. Am 3. Februar 1953 beschloß das
Politbüro des ZK der SED die Einstellung der Tätigkeit der VVN als eigen-
ständige Organisation in der DDR. Ihre politische Aufgabe sollte fortgeführt
werden von einem neuen Vorstand, der sich ausschließlich aus „hervorragen-
den und bekannten Kämpfern gegen den Faschismus“44 zusammensetzen soll-
te. Selbstredend gab das Politbüro der SED das Grundmuster der Argumenta-
tion vor, mit der die VVN-Auflösung gerechtfertigt wurde: „Die Entwicklung
der antifaschistisch-demokratischen Ordnung in der Deutschen Demokrati-
schen Republik führte zur Ausrottung aller Wurzeln des Faschismus. Die Fe-
stigung der Staatsmacht in der Deutschen Demokratischen Republik und die
Schaffung der Grundlagen des Sozialismus sowie die Schaffung der bewaff-
neten Streitkräfte der DDR sichert für immer, daß Faschismus und imperiali-
stische Knechtschaft nicht wiederkehren können. Die VVN hat seit 1945 bei
der Ausrottung des Faschismus mit all seinen Wurzeln eine bedeutende Arbeit
geleistet. Sie hat es verstanden, den Widerstandskampf gegen die Hitler-Dik-
tatur als ein wichtiges Mittel der patriotischen Erziehung in den Volksmassen
zu popularisieren. Die im Zusammenhang damit von der VVN seit 1945 ge-
stellten Aufgaben sind durch die Entwicklung in der Deutschen Demokrati-
schen Republik gelöst.“45 Dieser Text zeigt die bündnispolitische Bedeutung,
die der Antifaschismus für die SED im Kampf um die Macht besaß. Blieb
noch die gesamtdeutsche Bedeutung des organisierten Antifaschismus für die
„Westarbeit“ der Partei. Die Antwort des SED-Politbüros 1953 fiel in Analo-
gie zu der Unterscheidung, die Dahlem 1946 am Vorabend der SED-Gründung
vornahm, in der SBZ war die KPD eine staatsaufbauende Partei, während sie
in den westlichen Besatzungszonen noch gezwungen war, den Klassenkampf
gegen die imperialistische Reaktion zu führen. Die Unterstützung der VVN im
Westen war eine von drei Aufgaben, auf die sich der künftige Vorstand der
VVN konzentrieren sollte:

„... a) im Zusammenwirken mit den Parteien, Massenorganisationen und be-
stimmten historischen Forschungsinstituten in der Deutschen Demokratischen
Republik weiterhin die Volksmassen, besonders die Jugend, mit den Erfahrun-
gen und Traditionen des Kampfes gegen den Faschismus vertraut zu machen,
die Popularisierung der Helden des antifaschistischen Widerstandskampfes im
Geiste der patriotischen Erziehung unseres Volkes fortzuführen. Traditionelle
Gedenktage (Internationaler Gedenktag für die Opfer des Faschismus, Interna-

44 Vertraulicher Beschluß des Politbüros des ZK der SED über die Einstellung der Tätigkeit der VVN-
Organisation und zur weiteren Arbeit des Vorstandes, 3. Februar 1953, zit. nach: Elke Reuter/Detlef
Hansel, a. a. O., S. 622, künftig zitiert als Einstellungsbeschluß.

45 Einstellungsbeschluß, a. a. O., S. 621.
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tionaler Befreiungstag, Buchenwald-Tag und andere kulturelle Veranstaltun-
gen) in Verbindung mit den Parteien und Massenorganisationen durchzufüh-
ren.

b) Fortführung der Zusammenarbeit mit dem Exekutivkomitee der FIR46 und
mit den nationalen Verbänden der internationalen Widerstandsbewegung auf
der Grundlage der Verpflichtungen, die sich aus der Zugehörigkeit zur FIR er-
geben.

c) Politisch-moralische Unterstützung der VVN in Westdeutschland im Kampf
gegen den Faschismus, um die Verteidigung der demokratischen Rechte und
Freiheiten.“47

Die Einzelheiten der Auflösung regelte erneut ein Beschluß des Sekretariats
des ZK der SED am 12. Februar 1953, hierzu zählte auch „die Bestätigung des
vom Zentralvorstand vorzuschlagenden Komitees der Verfolgten des Nazi-
Regimes, das als ein zentrales Komitee der antifaschistischen Widerstands-
kämpfer die Aufgabe einer zentralen ehrenamtlichen Körperschaft haben
soll.“48 Der Wille der Partei geschah und die VVN in der DDR im Februar
1953 aufgelöst.

3.3. Die Arbeit des Komitees der antifaschistischen Widerstandskämpfer
(KdAW) in der DDR im letzten Jahrzehnt der DDR

Wie vom Sekretariat des ZK der SED festgelegt, nahm das KdAW der DDR
mit dem Ende der VVN seine Arbeit auf. Die VVN-Gremien, die im Februar
1953 das Ende ihrer Vereinigung einstimmig „bestätigten“, beschlossen zu-
gleich die Konstituierung des KdAW. Es bestand aus 32 Mitgliedern „mit Ot-
tomar Geschke, Franz Dahlem und Hermann Matern an der Spitze“.49

Vergleicht man die Beschlüsse der SED-Spitze zur VVN aus dem Februar
1953 mit den Aufgaben, die den Lagerarbeitsgemeinschaften als Gliederungen

46 Die „Internationale Föderation der Widerstandskämpfer“, französisch Fédération International des
Résistants“ wurde 1951 in Wien gegründet und hieß zuvor „Internationale Föderation ehemaliger
politischer Häftlinge“ (FIAPP), die 1947 in Warschau gegründet wurde, 1947 nach ihrer Gründung
wurde die VVN ihr Mitglied. Der Bruch zwischen der Sowjetunion und Jugoslawien führte zum
Ausschluß der jugoslawischen Mitgliederorganisation auf der Tagung des internationalen Rates in
Prag 1950. Dies war zugleich das Signal, daß auch die letzten Nichtkommunisten die Reihen der
FIAPP verließen. Ein Jahr später wurde in Wien aus der FIAPP die FIR. „Nach dem neuen Statut
konnten der FIR zum Unterschied von der FIAPP von nun an nicht nur politische Gefangene, son-
dern auch Widerstandskämpfer, Partisanen, Deportierte, Internierte und auch die Hinterbliebenen
dieser Personengruppen angehören. Abgesehen von der Erweiterung des Mitgliederkreises blieb je-
doch alles unverändert: Die FIR übernahm Ziele, Methoden und maßgebende Funktionäre von der
FIAPP, so daß sie nicht als 'neuer' Verband, sondern nur als eine neue Bezeichnung für die FIAPP
anzusehen ist.“ Robert Orth: Hilfsorganisation des Weltkommunismus, Pfaffenhofen/Ilm 1971, 7.
überarb. Auflage, S. 341 f.

47 Einstellungsbeschluß, a. a. O., S. 622.
48 Vertraulicher Beschluß des Sekretariats des ZK der SED zur Auflösung der VVN in der DDR und

in Berlin, 12. Februar 1953, zit. nach: Elke Reuter/Detlef Hansel, a. a. O., S. 624 f.
49 Elke Reuter/Detlef Hansel, a. a. O., S. 514.
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des KdAW zugewiesen wurden, so zeigt sich die Kontinuität des instrumen-
tellen Antifaschismus der SED.

Die im Nachlaß von Mückenberger gefundenen Unterlagen über die Arbeit des
KdAW beziehen sich nur im Ausnahmefall auf die Lagergemeinschaften, sie
werden im Zusammenhang von Delegationsreisen des Komitees zu internatio-
nalen Veranstaltungen von Kriegsteilnehmern und Widerstandskämpfern er-
wähnt, entsprachen aber in ihrem Inhalt den durch die „Richtlinien“ vorgege-
benen Aufgaben (vgl. Dokument 7a: Bericht über das „Welttreffen der ehema-
ligen Kriegsteilnehmer und Widerstandskämpfer, Rom, 18.-20. Oktober 1979).
Im Mittelpunkt dieses Welttreffens in Rom standen zwei geplante Kampagnen:
1. der 35. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus, der 1980 bevorstand und
2. die Proteste gegen den bevorstehenden NATO-Doppelbeschluß zur Mittel-
streckenraketenrüstung.

Das Dokument 8 (Bericht über den Besuch einer Studiendelegation des Präsi-
diums der VVN-Bund der Antifaschisten in der DDR vom 20.-25.11.1979)
zeigt die Rolle des KdAW in der Westarbeit der SED. Ein Höhepunkt dieser
Reise war der Besuch der bundesdeutschen Delegation an der „Staatsgrenze
am Brandenburger Tor“, wo es ein Oberstleutnant ausgezeichnet verstand, „die
gegenwärtige militärpolitische Lage mit den Problemen der Sicherung unserer
Republik zu verbinden“. Die Delegation traf aber auch mit Vertretern der LAG
Sachsenhausen in der Nationalen Mahn- und Gedenkstätte (NMG) zusammen.
Die Delegation aus der Bundesrepublik erörterte in der DDR Probleme ihrer
Arbeit „unter der Gewerkschaftsjugend, den Falken, Jungsozialisten und
christlichen Jugendverbänden“ und bat um Unterstützung:

„– DIA-Serien über NMG zur Vorführung in Schulen und bei anderen Gele-
genheiten zu erhalten.

– Eine Kopie des Sachsenhausen-Films, ...

– In Zukunft bei der Programmgestaltung Gespräche mit Schülern über Tra-
ditionspflege, antifaschistische Namensgebung und andere Fragen stärker
berücksichtigen.

– In den Gesprächen breiter zu behandeln, wie wir die antifaschistisch-de-
mokratische Ordnung durchgeführt haben.

– Ob es möglich wäre, Kurzbesuche in den NMG von sympathisierenden
oder Antifaschisten anderer Richtungen, die von den Landesverbänden or-
ganisiert werden, durchzuführen. (Hier wurde auf die Praxis der Pilgerrei-
sen verwiesen)“.

Kritisch aufgenommen wurde auch der Hinweis eines Sozialdemokraten aus
der Delegation, dem es aufgefallen war, daß viele Straßen und Gedenksteine
nur die Namen von Kommunisten tragen, „es seien doch auch viele SPD-Mit-
glieder und andere hingerichtet worden“. Auf solche Fragen wollte man sich
besser vorbereiten (vgl. auch Dokument 4).
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Der Bericht von Otto Funke „Über die Tagung des Koordinationskomitees der
vier internationalen Organisationen der ehemaligen Kriegsteilnehmer und Wi-
derstandskämpfer in Paris, 28. und 29. April 1980“ (Dokument 9) informiert
über den Verlauf der Tagung, die zwischen den Organisationen 1979 in Rom
(Dokument 7a) verabredet wurde. Im Mittelpunkt stand die Beteiligung der
Organisationen der ehemaligen Kriegsteilnehmer und Widerstandskämpfer an
der Kampagne für Frieden und Abrüstung. Funke muß über Schwierigkeiten
bei der Umsetzung der Politik der SED, die zuvor mit Hermann Axen festge-
legt wurde, berichten: 1. Die sowjetische Invasion in Afghanistan und die „Sa-
charow-Affaire“ erzwangen eine Verlegung des Treffens von Moskau nach
Paris. 2. Versuche der „europäischen Konföderation ehemaliger Kriegsteil-
nehmer“, den Krieg in Afghanistan zu untersuchen oder einen Beitrag zur Be-
freiung der amerikanischen Geiseln im Iran zu leisten, wurden abgelehnt, und
es setzte sich eine Linie der Kooperation durch, die für eine „Weiterführung
des Entspannungsprozesses“ plädierte. 3. Bei der Vermeidung der Konfronta-
tion sei der Präsident des Verbandes der Heimkehrer aus der Bundesrepublik
besonders hilfreich gewesen, der Funke gegenüber geäußert haben soll, „daß
wir als Deutsche in der BRD und in der DDR gerade jetzt eine große Verant-
wortung dafür trügen, daß es nicht zur Konfrontation zwischen uns käme“.

Funke vermutet: „Es ist offensichtlich, daß die Vertreter der westdeutschen
Kriegsteilnehmer-Verbände, besonders der Präsident des VdH, von höherer
Stelle Weisung erhalten hatten, jede Konfrontation zu vermeiden und sich
möglichst mit den Vertretern der DDR zu verständigen.“

Der Jahresarbeitsplan 1981 des KdAW steht ganz im Zeichen der Unterstüt-
zung des X. Parteitags der SED (Dokument 10). Hervorgehoben werden u. a.
die Zusammenarbeit mit den Partnerverbänden in der FIR im Rahmen der
Kampagne gegen die „Konfrontationspolitik der NATO“, außerdem soll die
Zusammenarbeit mit der VVN-BdA in der Bundesrepublik und der VVN in
West-Berlin gegen „neofaschistische Aktivitäten“ „vertieft“ werden. Schließ-
lich soll im Rahmen der „patriotischen Erziehung der jungen Soldaten im Sin-
ne antifaschistischer Tradition und der Ausprägung des sozialistischen Ge-
schichtsbildes“ im Militärverlag der DDR eine Reihe von militärpolitischen
Heften herausgegeben werden, in denen „Ausarbeitungen unserer Kameraden
über den bewaffneten antifaschistischen Kampf“ erscheinen sollen. Weiterhin
ist der Beitrag der Zentralleitung der KdAW „für das von der Akademie der
Wissenschaften herauszugebende 'Jahrbuch für Geschichte' ... fertigzustellen“.

Im Rahmen der FIR existierte eine Kommission zu „Fragen des Neofaschis-
mus“, die in Prag im März 1981 eine Tagung durchführte (Dokument 11).
Seitens des KdAW nahm Willy Perk an der Tagung teil, in der es u. a. um ein
„pädagogisches Symposium“ ging, um den Lehrern entsprechendes Material
an die Hand zu geben. Zu den von der FIR verbreiteten Materialien gehörte
auch „Faschismus und Neofaschismus in der BRD und anderen Ländern“.

Das „Konsultativtreffen der Bruderverbände der Widerstandskämpfer und
Kriegsteilnehmer der sozialistischen Länder des Warschauer Vertrages vom 6.-
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7.8.1981 in Prag“ (Dokument 12) gibt uns Aufschluß, warum die KPdSU und
auch die SED so hartnäckig an der FIR als internationaler „antifaschistischer
Kampfverband“ festhielten. Es ging um die Nutzung des antifaschistischen
Prestiges der Widerstandskämpfer in der westeuropäischen Friedensbewegung
gegen den NATO-Doppelbeschluß. In der vorliegenden Information über die
einleitenden Bemerkungen des sowjetischen Vertreters heißt es: „Bei allen
Fortschritten, die in der Arbeit der FIR erreicht wurden, reicht die gegenwärti-
ge Aktivität und Initiative der FIR angesichts der wachsenden Kriegsgefahr
durch den Aggressionskurs der USA und der NATO-Hochrüstung nicht aus.
Durch die sozialistischen Bruderorganisationen und durch die Organe der FIR
müssen die Verbände der Widerstandskämpfer in den kapitalistischen Ländern
umfassender und schneller über die Friedensinitiative der Sowjetunion und der
sozialistischen Länder sowie über die Gefährdung des Weltfriedens durch die
imperialistischen Kräfte informiert werden.“

Organisatorisch sollte die FIR eine Kommission einrichten, „die Vorschläge
zur Orientierung für den Friedenskampf der leitenden FIR-Organe ausarbei-
tet.“ Selbstredend sollte die FIR „sich aktiv an der breiten Friedensbewegung
beteiligen. Die Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen, die ähnli-
che Ziele wie die FIR verfolgen (Weltfriedensrat, Weltgewerkschaftsbund,
Weltbund der demokratischen Jugend, IdFF usw.) ist gegen den Widerstand
einiger Vertreter der französischen Verbände durchzusetzen.“

Das Jahr 1982 war für die Arbeit des KdAW von einiger Bedeutung. Im Sep-
tember 1982 fand in Berlin der IX. Ordentliche Kongreß der FIR (Dokument
13b) statt. Nach der Information über den Kongreß gab es im Vorfeld Proble-
me: 1. Die französische Mitgliedsorganisation wollte die FIR ihres Charakters
als „antifaschistische Kampforganisation“ entkleiden und in einen „Ort der
Begegnung“ umwandeln. 2. Der scharfe Protest des Präsidenten der FIR Banfi
sowie italienischer und französischer Verbände gegen die Verhängung des
Kriegsrechts in Polen 1989. 3. „Die komplizierte Finanzlage der FIR, die ihre
weitere Existenz gefährdete“ und die damit zusammenhängenden offenen Ka-
derfragen in ihrer Führung. Nicht zuletzt durch den persönlichen Einsatz von
Erich Honecker sollen diese Probleme im Vorfeld geklärt worden sein. Nach
Ansicht von Funke war der Kongreß ein Erfolg: „Die Erkenntnis über die Ur-
sachen der Spannungen in der Welt und der Kriegsgefahren, die Anerkennung
der Friedensrolle der Sowjetunion und der anderen sozialistischen Länder, ins-
besondere auch der DDR, waren deutlicher und klarer denn je.“

Die Materialien über die Aktivitäten des KdAW in der DDR aus dem Jahre
1982 (Dokument 13c) gibt uns Aufschluß über seine Rolle bei der Umsetzung
„der kommunistischen Erziehung der jungen Generation“ (Dokument 1) und
die Bedeutung der Nationalen Mahn- und Gedenkstätten in dieser Erziehung.
So erfahren wir, daß in der NMG Buchenwald der zwanzigste Kurs für Ge-
schichts- und Staatsbürgerkundelehrer stattfand, „an dem 140 Pädagogen teil-
nahmen. Vor zwei Jahrzehnten war mit diesen Kursen begonnen worden. Seit-
dem haben sich fast 3.000 Pädagogen aus der gesamten Republik in Buchen-
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wald mit den Fragen des antifaschistischen Widerstandskampfes vertraut ge-
macht.“ Auch das Gespräch mit der VVN-Bund der Antifaschisten aus dem
Jahre 1979 blieb offenbar nicht ohne Auswirkungen (Dokument 8). Die Zahl
der Besucher aus der Bundesrepublik nahm zu, und in der NMG Sachsenhau-
sen nahm die Zahl der „organisierten Besuchergruppen“ aus der Bundesrepu-
blik, West-Berlin, Österreich, Dänemark und Luxemburg zu.

Das „Konsultativtreffen der Bruderverbände der Widerstandskämpfer aus den
sozialistischen Ländern am 21. und 22.2.1983 in Moskau“ (Dokument 14)
zeigt, welche Bedeutung die Auseinandersetzungen mit strafrechtlich nicht ge-
ahndeten Kriegsverbrechen aus dem zweiten Weltkrieg für die antifaschisti-
sche Propaganda der regierenden kommunistischen Parteien besaß. Im Zu-
sammenhang mit der Tätigkeit der internationalen Lagerkomitees ging Funke
„auf den Vorschlag der sowjetischen Genossen ein, die Auslieferung Barbis an
Frankreich zu nutzen, um eine breite Kampagne zur Bestrafung der Nazi-Ver-
brecher, die noch in bestimmten westlichen Ländern unangefochten leben, zu
führen“.

Der letzte Kongreß der FIR, an dem das KdAW der DDR teilnahm, fand im
Mai 1987 in Athen statt (Dokument 15). Funke wurde erneut Vizepräsident der
FIR und Kurt-Julius Goldstein wiederum einer der Sekretäre in der Zentrallei-
tung, zu den Mitgliedern des Generalrates gehörte auch das SED-Politbüro-
mitglied Hermann Axen.

Der „Jahresarbeitsplan der Zentralleitung 1989“ (Dokument 16) des KdAW
beschließt diese Dokumentation. Er stand ganz im Zeichen des 40. Jahrestages
der Deutschen Demokratischen Republik und sollte der „Stärkung des Sozia-
lismus“ dienen, „wie in den Beschlüssen des XI. Parteitages festgelegt“.

4. Schluß

Es war das Ziel dieses Berichtes, anhand des vorliegenden Materials und dem
unbefriedigenden Stand der Forschung die Frage zu klären, inwieweit die La-
gerarbeitsgemeinschaften als Untergliederungen des KdAW über einen eigen-
ständigen Handlungsspielraum verfügten. Die Antwort ist eindeutig, die La-
gerarbeitsgemeinschaften besaßen keinen eigenständigen Handlungsspielraum.
Ihre Aufgabenstellung im Rahmen der antifaschistischen Propaganda der SED
war exakt festgelegt, was das abweichende Verhalten einzelner Mitglieder
überhaupt nicht ausschließt, und allein die Tatsache, daß die SED im KdAW
durch die Vorsitzenden der ZPKK vertreten war, zeigt, daß die Partei den wi-
derständigen Erfahrungen gerade der „Kämpfer gegen den Faschismus“ ab-
grundtief mißtraute. Die Lagergemeinschaften hatten die Aufgabe, die antifa-
schistische Propaganda nach innen und nach außen durch die Biographien ih-
rer Mitglieder zu beglaubigen. Die demokratische Erinnerungskultur der Bun-
desrepublik kann über den systembedingten Geburtsfehler des SED-Antifa-
schismus nicht hinwegsehen, unter Bezug auf den Mut und das Leiden kom-
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munistischer Widerstandskämpfer unter dem Terror der Nationalsozialisten die
eigene Diktatur, die Macht ohne Mandat, zu legitimieren.
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